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Drucksache Nr. 2367 


Anö’ag 

der Fraktion der Deutsdien Partei 


betr. Volle deutsche Cerichtshoheit. 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, von der Hohen Kommission 
Garantien zu erbitten, daß die bereits nach dem Besatzungsstatut 
wiederhergestellte deutsche Gerichtshobeit nicht durch eine will- 
kürliche Auslegung des Vorbehaltes 2 e tatsächlich unwirksam 
gemacht wird. 

Gesetz Nr. 13 und die mit ihm in Zusammenhang stehende Rechts- 
norm der Besatzungsmacht widersprechen der vollen deutschen 
Gerichtshoheit 

Die Bundesregierung wird ersucht, gemäß Ziffer 7 des revidierten 
Besatzungsstatuts die Aufhebung aller Rechtsvorschriften zu bean- 
tragen, die der vollen deutschen Gerichtshoheit entgegenstehen. 


Bonn, den 20. Juni 1951 


Dr. von Merkatz 

Dr. Mühlenfeld und Fraktion 
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